
Satzung des Vereins „Bürger für Bästenhardt“ e.V. 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „Bürger für Bästenhardt“ e.V. 

(2) Sein Sitz ist in Mössingen-Bästenhardt. 

(3) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

(4) Der Verein ist in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Stuttgart einzutragen. 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Aufgabe des Vereins ist es, die Interessen der Bürgerinnen und Bürger des 

Stadtteils Bästenhardt zu vertreten. 

(2) Der Verein ist überparteilich, religionsungebunden und er steht allen in 

Bästenhardt vertretenen Nationalitäten offen. Er hat das Ziel, das Interesse der 

Bürgerschaft für die in Folge dargestellten Aufgabengebiete zu wecken und zur 

aktiven Mitarbeit einzuladen. 

(3) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(4) Der Verein vertritt alle Belange, die dem Stadtteil förderlich sind und dem 

Allgemeininteresse dienen. Er fördert die allgemeinen Belange der Bürgerinnen 

und Bürger des Stadtteils, insbesondere durch: 

- Erhaltung und Förderung der Lebensqualität auf allen Gebieten, seien sie 

kultureller, ökologischer, soziologischer, verkehrsmäßiger oder sonstiger Art, 

sofern sie der Verbesserung des Zusammenlebens im Stadtteil nützen 

- Beratung der Bürgerinnen und Bürger in kommunalen Angelegenheiten und  

Vermittlung von Kontakten zu städtischen Dienststellen 

- Aufklärung der Öffentlichkeit über anstehende kommunale Entwicklungen im  

Stadtteil und Information der politischen Entscheidungsträger und anderer  

Gruppen über die Probleme und Anliegen des Stadtteils 

- Ausrichtung kommunalpolitischer, wissenschaftlicher, kultureller und 

allgemeiner Bildungsveranstaltungen 

- Geeignete Unterstützung insbesondere von älteren Mitbürgerinnen und 

Mitbürgern, Menschen mit Behinderungen, Menschen mit  

Migrationshintergrund, der Kinder und Jugendlichen, von Familien und 

allgemein von Menschen mit einem besonderen sozialen Bedarf 

- Zusammenarbeit mit der Kommune, anderen Vereinen, Institutionen und 

Initiativen, wie z.B. der Schule, den Kindertageseinrichtungen, der  

Nachbarschaftshilfe, der städtischen Jugendarbeit, dem Bürgerbüro und den 

Religionsgemeinschaften 



(5) Finanziert werden die Aktivitäten des Vereins und seiner Projekte durch 

Spenden, Mitgliedsbeiträge und Erträge durch ehrenamtliche Arbeit der 

Vereinsmitglieder. 

§3 Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder können natürliche und juristische Personen werden, natürliche 

Personen jedoch nur, soweit sie das 16. Lebensjahr vollendet haben und mit 

den Zielen und der Satzung des Vereins einverstanden sind. 

(2) Die Aufnahme erfolgt nach schriftlicher Beitrittserklärung und bedarf der 

Zustimmung des Vorstandes. 

(3) Der Austritt aus dem Verein erfolgt durch schriftliche Austrittserklärung und wird 

mit Ende des Geschäftsjahres rechtsgültig. 

(4) Der Ausschluss eines Mitglieds kann bei dreimaligem Beitragsrückstand oder 

bei groben Verstößen gegen die Vereinsgrundsätze durch Dreiviertelmehrheits-

Beschluss des Vorstandes erfolgen. Ausgeschlossenen steht schriftliche 

Beschwerde an die nächste Mitgliederversammlung zu. 

(5) Der jährliche Mitgliederbeitrag wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt. 

(6) Die Mitgliedschaft erlischt mit dem Ableben einer Person. 

§ 4 Organe des Vereins 

(1) Der Vorstand 

(2) Der Gesamtvorstand 

(3) Die Mitgliederversammlung 

§ 5 Der Vorstand und der Gesamtvorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus der/dem ersten und der/dem zweiten Vorsitzenden. 

Der Gesamtvorstand besteht aus dem Vorstand und dem/der Schriftführer/in, 

dem/der Kassier/in sowie drei Beisitzer/innen. 

(2) Der Gesamtvorstand wird in der ordentlichen Mitgliederversammlung auf zwei 

Jahre gewählt. 



(3) Der Gesamtvorstand sollte wenigstens vierteljährlich einmal zusammentreten. 

(4) Beschlussfähig ist der Gesamtvorstand, wenn mindestens die Hälfte der ihm 

angehörenden Mitglieder anwesend sind. 

(5) Über die Beschlüsse wird Protokoll geführt. 

(6) Die Mitgliederversammlung kann auf Vorschlag des Gesamtvorstands einen 

Beirat berufen. Mitglieder des Beirates haben im Gesamtvorstand beratende 

Stimme. 

§ 6 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal im Jahr, in der Regel 

im ersten Quartal des Kalenderjahres, statt. Zur Mitgliederversammlung wird 

vom Vorstand zwei Wochen vorher schriftlich, bzw. per E-Mail sowie auf der 

Webseite des Vereins und durch das Amtsblatt der Stadt Mössingen 

eingeladen. Anträge sollten mindestens 8 Tage vorher beim Vorstand 

eingereicht werden. 

(2) Der Mitgliederversammlung obliegt: 

(a) Genehmigung der Jahresrechnung 

(b) Entlastung des Gesamtvorstandes 

(c) Wahl der Kassenprüfer/innen    

(d) Wahl der Gesamtvorstandsmitglieder 

(e) Festsetzung des Mitgliedsbeitrages 

(f) Satzungsänderungen 

(g) Auflösung des Vereins 

(3) Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der 

erschienenen Mitglieder. Bei Beschlüssen, welche eine Satzungsänderung 

oder eine Änderung des Zwecks des Vereins zum Gegenstand haben, ist 

jedoch eine Mehrheit von drei Viertel der erschienenen Mitglieder 

erforderlich. 

(4) Weitere Mitgliederversammlungen werden auf Antrag des Vorstandes oder 

auf Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder durch den Vorstand 

einberufen. 

(5) Über die Mitgliederversammlung ist eine von dem/der Schriftführer/in zu 

unterzeichnende Niederschrift vorzunehmen. 



§ 7 Mittelverwendung 

(1) Die Tätigkeit des Gesamtvorstandes und des Beirates ist ehrenamtlich. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(4) Aus den laufenden und sonstigen Einnahmen werden die Verwaltungskosten 

sowie sonstige im Interesse des Vereins entstehende Ausgaben bestritten. 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.   

§ 8 Auflösung des Vereins  

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur auf Beschluss einer zu diesem Zweck 

einberufenen Mitgliederversammlung erfolgen. 

Zum Beschluss ist eine Mehrheit von zwei Drittel aller ordentlichen Mitglieder 

erforderlich.  

Wird diese Mehrheit in der ersten Versammlung nicht erreicht, so kann die 

Auflösung von einer zweiten außerordentlichen Mitgliederversammlung 

beschlossen werden, die frühestens vier Wochen und spätestens sechs 

Wochen nach der ersten Versammlung stattzufinden hat.  

Der Auflösungsbeschluss bedarf in der zweiten Versammlung einer Mehrheit 

von vier Fünfteln aller anwesenden Mitglieder. 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen an die Grundschule Bästenhardt, die es unmittelbar und 

ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

Die vorstehende Satzung wurde auf der Mitgliederversammlung vom 14. Juli 2021 

beschlossen und am 21. September 2021 beim Amtsgericht Stuttgart/Registergericht 

in das Vereinsregister eingetragen. 


